* Die 

oſener Bel 

erſcheint taglich 2 
Montage, 


nehmen at genden f Inſertionsgebühren 
In. und oſt⸗Anſtalten des 1 ſgr. 8 pf. für die viergeſpaltene 
Auslandes an. Zeile. 


Freitag den 19. Oetober. 


Das 
Abonnement 
beträgt vierteljahrl. für die Stadt 
Poſen 1 Rthir., für ganz Preußen 
1Kthlr. 7 ſgr. ö pf. 


1849. 


le 244. 


Berlin, den 18. Oktober. Se. Majeſtaͤt der König haben 
Mnädigit geruht: Dem Superintendenten Carmeſin zu Vabbin, 
erungs⸗Bezirk Stettin, den Rothen Adler Trden dritter Klaſſe; 
wie dem Lehrer Budenuth in Frille, Regierungs-Bizirk Min— 
n, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und den bisherigen 
Merimiftifcpen Militair⸗Intendauten des 5 Armee⸗Corps, Schell— 
e, nunmehr in ſeinem Amte zu beſtätigen. 


Se. Excellenz der General- Lieutenant und Commandeur der 2. 


Übifipn yon Stülpnagel ift nach Stettin abgereiſt. 


Deutſchland. 
d Berlin, den 17. Oktober. An die endliche Gründung des 
un chen Bundesſtaates durch Verwirklichung des Dreikönigs-Bünd— 
lies knüpft ſich mit unabweisbarer Nothwendigkeit, wie die Nord- 
uche Zeitung urkundlich darlegt, auch die Ausführung, der De— 
arkationslinie, durch welche der überwiegend Deutſche Theil 
ve Croßherzog th ms Poſen für Deutſchland gerettet wird. 
aß die National-Polniſche Partei das Vergebliche ihres Widerſtan— 
5 fühle, beweiſt am beiten das Mittel, zu welchem fie greift, näm⸗ 
die Appellation au den Pauſlavismus. Im Ganzen konzentrirt 
0 jet der Streit über dieſe Frage, ſo weit er in der Preſſe geführt 
dird, auf die Lokalorgane der direkt betroffenen Landestheile, jedoch 
udet die Berechtigung des Deutſchen Elementes im Großherzogthum, 
gegenüber den Polniſchen Phraſen, einen auerkenneuswerthen Verthei⸗ 
Br im Verfaſſer einer kleinen Schrift: „Ueber den Urſprung und 
de Bedeutung des Deutſchthums im Großherzogthum Poſen“, wäh⸗ 
die Danziger Zeitung die immer wieder auftauchenden Poluiſchen 
Oe üſte auf Weſtpreußen euergiſch zurückweiſt und die Schwäche des 
N iſchen Elementes in dieſer Provinz darthut. Ein Artikel der 
lorddeutſchen Zeitung endlich führe die politiſchen Vortheile aus, 
welche die National⸗Polniſche Partei aus der Durchführung der De⸗ 
Üonslinie und der auf diefer beruhenden Reorganiſation des 
wenn fie ſich ene n Theils des Großherzogthums ziehen könnte, 
— Die Zen tönnte, auf dieſelbe einzugehen. (2.8) 
zogthume Schleswi den haben mehrſach von einer aus dem im Her 
IDG belegenen Lande Angeln hierhergekommeuen Des 
Pittation in einer Weiſe geſprochen, welche eine falſche Auffaſſung zu 
verbreiten geeignet iſt. Der wahre Sach | 1 a 7 * 
ER verhalt iſt folgender: Der 
Umſtand, daß die im Her 8 n 
: daz Herzogthum Schleswig für die Beſetzung reſp. 
da de dan get Ang nude, e 
an ſchaf ngeln durchjchneiber, hatte in den —— 
lung die Beſorgniß hervorgerufen, daß dieſe Liu 
efinitiven Theilung des Herzogthums zu Grunde gelegt und Aulaß zu 
elner Zerreißung der durch Nationalität, Sprache und alle bürgerli⸗ 
chen Einrichtungen eng verbundenen Laudſchaft Angeln werden könne. 
er Prediger Schmidt und zwei geachtete Landleute hatten ſich des. 
alb nach Berlin begeben, um ſich darüber Beruhigung zu holen; 
und da dies durch die einfache Darlegung der Wahrheit geſchehen 
vunte, ſo nahm der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten keinen 
land, dieſe Männer zu ſehen n ihnen die Verſicherung zu erthei— 
de daß jene Demarkationslinie einen rein militairiſchen, nur auf 
Sa pen-Aufiellung während des Waffenſtillſtandes bezüglichen 
gietn ter trage, aus welchem keine weiteren Folgerungen oder Analo— 
nig den ziehen ſeien. Auf ihre Bitte hat auch Se. Majeſtät der Kö— 
1 elben in Potsdam eine Audienz zu ertheilen geruht, in wel— 
d enfalls keine weiteren Angelegenheiten zur Sprache gekommen 
on Seiten der Deputirten nur die Verſicherungen fortdauernder 
e gegen ihren rechtmäßigen Laudesherrn wiederholt werben find. 
beben demſelben Tage Se. Majeſtät der König die Mitglieder der 
8 und viele andere Perſonen zu einem großen Diner 
10 . hatte, wurden die Herren aus Angeln ebenfalle zu dem⸗ 
woſelbf er und ſind gleich darauf in ihre Heimat zurückgekehrt, 
* . wie ſie hier in Berlin empfangen worden, nur zu 
uſcheuswerthen Beruhigung der Gemüther beitragen kann. 
8 (Pr. St. A.) 
t Berlin d f ifikati es Wiener Ver— 
tages durch d en 18. Oktober. Die Ratifikation des Rene r 
Dem Ve as Oeſterreichiſche Nabinet iſt geſtern hier eingetroffen. 
pi. Verne muehmen nach beabſichtigt die Regierung, mit dem Wie⸗ 
dogen, age ſa 
wor zutege rauf bezüglichen Verhandlungen unverweilt den Kammern 
in ein erun, de (D. R.) 
* = fe 18. Oktober. (St. A.) Nachdem am 8. Oktbr. e. 
chluſſe 2 etlichen Sitzung des Verwaltungs-Rathes über die 
ſungsftage von vorigen Artikels erwähnte Medlenburgifche Verfaſ⸗ 
renten ausführlichen deshalb beauftragten Referenten und Korrefe— 
menden Antrag den ortrag gehalten war und auf deren übereinftim> 
Regierungen zur ti dien altungsrath an die beiden Großherzoglichen 
nichten beſchloſſen ann Verſtäudigung anmahnende Schreiben zu 
te, theülte in derſelben Sitzung der Vorfigende 


mutliche zwiſchen dem Wiener und Berliner Hofe ge⸗ 


mit, daß als Ergebniß der ſchon feit längerer Zeit zwiſchen der Kö⸗ 
niglich Preußiſchen und Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Regierung wegen 
Herflellung einer neuen proviſoriſchen Centralgewalt geführten Ver⸗ 
handlungen gegenwärtig ein Vertrag vorliege, der, ſo viel es die bei⸗ 
den genannten Regierungen betreffe, nur noch der Ratifikation zu 
feiner vollen Rechtsgültigkeit bedürfe. Ehe die Königlich Preußiſche 
Regierung jedoch ihrerſeits zu dieſer Ratifikation üdergehe, habe ſie 
geglaubt, die gutachtlichen Aeußerungen der Bevollmächtigten der mit 
ihr auf Grund des Vertrages vom 26 c. verbündeten Regierungen 
vorher vernehmen zu ſollen. Der Vorſitzende verlieſt hierauf den nun 
ſchon durch die öffentlichen Blätter bekannt gewordenen Text des Ver⸗ 
trages. 

— (D. g.) Die Augabe einer Korreſpondenz in der Kölner 
Zeitung und in der Indépendance belge, daß Preußen die Fregatte 
Gefion dem Däniſchen Gouvernement auszuliefern beabſichtige, kann 
nur auf einem Miß verſtandniſſe beruhen. Nun und nimmermehr wurde 
Preußen zu einem ſo einſeitigen, den Kriegsgebrauch eben ſo wie das 
Nationalgefuͤhl verletzenden Schritte ſich berechtigt halten. Die Gefion 
iſt von Reichstruppen genommen worden; Preußen wird ſich daher 
über diefelbe auch keine einſeitige Verfügung anmaßen wollen. 


— (C. 3.) An die Abgeordneten der erſten und zweitee Kammer 
ſind heute, wahrſcheinlich mit Rückſicht auf die bevorſtehenden Ver⸗ 
handlungen über die Däniſche Waffenſtillſtandsfrage, nachſtehende 
Broſchüren vertheilt worden: Acteuſtücke zur Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Frage. Waffenſtillſtand d. d. Berlin, den 10. Juli 1849. — Ueber 
das Verhalten der Preußiſchen Regierung in der Schleswig-Holſtei— 
niſchen Angelegenheit. — Das ſtaatsrechtliche Verhältniß der Herz 
zogthümer Schleswig-Holſtein. Ein Beitrag zur Beurtheilung der 


künftigen Friedensbaſis. — Die Schleswig⸗Holſtelniſche Frage. (Von 


Magnus Grafen von Moltke-Grünholz.) — In der Nähe von 
Sieven bei Roth iſt ein Lager von Blaͤtterkohle (Papierkohle) von 2 
bis 3 Fuß Mächtigkeit durch Bohrlöcher unterſucht worden. Die Hüt⸗ 
teubeſitzer Bleibtreu beabſichtigen, die Blatterkohle zur Gewinnung 
eines Brennöls zu beuugenn nd haben zu dieſem Behuf die Bildung 
einer (Franzöſiſchen) Geſellſchaft veranlaßt, deren Verhältniſſe aber 
noch nicht ganz geſichert zu ſein ſcheinen. — In dem Sieger Kreiſe, 
wie in dem benachbarten Kreiſe Gummersbach ſind mehrere Perſonen 
wegen Verbreitung falſcher Kaſſen⸗Anweiſungen zur gerichtlichen Uns 
terfuchung gezogen. — Der Bericht der zur Prüfung der Geſetzvor— 
lage über den Bau der Oſtbahn, der Weſtphäliſchen und der Saar: 
brücker Eiſenbahn niedergeſetzten Commiſſion der zweiten Kammer 
fine mit den Anfichten der Regierung über die Richtung der Bahnen 
und die Beſchaffung der zu deren Ausführung nöthigen Geldmittel 
mit dem einzigen Unterſchiede überein, daß in dem Faſſungsvorſchlage 
der Kommiſſion für den §. 2 die außer den Beſtänden der etatsmäßigen 
jährlichen Einnahmen des Eiſenbahnſonds und den etwanigen fünf 
ligen Jahresüberſchüſſen des Staatshaushaltes, ſonſt noch vorhan— 
denen Beſtände den Kammern zur Verwendung für dieſen Zweck in 
Verſchlag zu bringen find, eine Beſtimmung, die ſich in der Geſeß— 
vorlage nicht vorfindet. Die Kommiſſion hat hierdurch jedoch kein 
Mißtrauen gegen das Miniſterium ausdrücken wollen, ſondern nur 
au eine zur Regulirung des Budgets nothwendige Foͤrmlichkeit, die 
unbeachtet geblieben war, erinnert. — Mit der Richtung der Oft 
bahn über Bromberg hat die Kommiſſion ſich ein verſtanden 


erklärt. 


— Baron von Seld kündigt unter dem Namen „Der Treu— 
bund“ vom 13. Oktober ab eine Wochenzeitung an, welche als das 
Organ des gleichnamigen Vereins erſcheinen ſoll. — Wir haben be⸗ 
reits einmal der Gereiztheit gedacht, welche vielleicht noch mit in 
Folge früherer Zeitereigniffe zwiſchen den beiden oberſten ſtädtiſchen 
Behörden obzuwalten ſcheine. Neuere Verhandlungen in der Stadt= 
verordneten-Verſammlung find nur zu ſehr geeignet geweſen, une 
ſere Mittheilungen zu beſtätigen. Leider ſteht zu erwarten, daß 
mit denſelben noch nicht abgeſchloſſen iſt Ein der Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung in einer Verwaltungsſache zugegangenes Magi⸗ 
ſtratsſchreiben, ſoll, wie wir hören, zu einer ſehr animoſen Replik 
Anlaß geben, welche man in öffentlicher Sitzung vornehmen will. 
Sollte, was dem Vernehmen nach zu beantragen beabſichtigt wird, 
darüber ſogar zur Tagesordnung übergegangen werden, ſo würde 
allerdings eine Ausgleichung kaum abzuſehen ſein. Ein großer 
Theil von Mitgliedern der Stadtverordneten-Verſammlung ſoll ſich 
alles Ernſtes mit der firen Ider tragen, der Magiſtrat ſuche des⸗ 
halb Häckeleien mit der Erſteren, um auf Grund derſelben die Auf⸗ 
löſung der Stadtverordneten-Verſammlung beantragen zu können! 
Es kann allerdings erſcheinen, als ob dieſer Befürchtung eine ſehr 
unklare Idee von den eigenen Rechten der Stadivperordneten-Ver⸗ 
ſammlung zum Grunde liege, auch iſt uns, ſoweit wir von den 
Intentionen des Magiſtrats unterrichtet find, nicht das Mindefle 
von der gedachten Abſicht bekannt; indeß kann die bloße Voraus: 
ſetzung doch als ein ſehr bezeichnendes Symptom der unter den 
Vätern der Stadt gegen den Magiſtrat obwaltenden Stimmung 

elten. — Nach einer alten noch beſtehenden Vorſchrift dürfen 
Staatsdienſtgebäude bei einer zu irgend welcher Feier ſtattfindenden 
Erleuchtung nicht gleichfalls erleuchtet werden. (D. R.) 


— Die von dem Miniſter des Innern wiederholt zugeſagten 
Vorlagen über die ſogenannte Demarkations-Linie und die berſpro⸗ 
chene nationale Reorganiſation des verbleibenden Polniſchen Theiles 
von Poſen ſind in dieſem Augenblicke vollendet und bedürfen Behufs 
Vorlage an die Kammern nur noch der Genehmigung des Königsg 
Dieſelben ſind von dem Major vom Generalſtabe Herrn v. Vogts⸗ 
Rheetz ausgearbeitet. Derfelbe iſt, wie wir hören, auch vom Mi⸗ 
niſterium auserſehen, die oben beregten Vorlagen in den Kammern 
als Kommiſſar der Regierung zu vertheidigen. Der Ober⸗Präſi⸗ 
dent der Provinz Poſen, Herr v. Beurmann, befindet ſich im 
Augenblicke noch hier; er war herberufen worden, um den Schluß⸗ 
Berathungen des Staats-Miniſteriums über dieſe Vorlagen beizu⸗ 
wohnen. Die von dem General v. Schäffer-Vernſtein fefigeftellte 
Demarkations⸗Linie iſt hierbei genau feftgehalten worden. (Hofe 
fentlich werden die Kammern hier zum erſten Male ihre Anerken⸗ 
nung des Art. III. der Verfaſſung möglichſt einmüthig bethätigen.) 

(Köln. Ztg.) 

Potsdam, den 15. Oktober. Der Jubel des Tages iſt vor⸗ 
über, und mit ihm auch das Feſt, durch welches die hieſige Schützen⸗ 
gilde den Geburtstag Sr. Majeſtät des Königs und die Konſtituirung 
der geſammten Schützengilden des Landes zu einem großen Landes⸗ 
Schützenbunde in inniger Wechſelbeziehung zu einander feierten. Schon 
am geſtrigen Abende war die prächtige Glüͤckwunſch-Adreſſe der ver⸗ 
einigten Banner der Landes⸗Schützengilden durch eine Deputation an 
Se. Majeſtät den König gelangt. Heut wurde nun die eigentliche 
Feier deſſelben durch Aufftellung des lebensgroßen Bildniſſes Sr. Ma⸗ 
jeftät zu Pferde auf dem hieſigen Schützenhanſe begangen. Das Bild 
iſt von Profeſſor Eibel gemalt. Das Pferd, auf welchem der König 
abgebildet iſt, ſo wie die Friedenskirche im Hintergrunde des Bildes 
ſind auf die ausdrückliche Beſtimmung und Anordnung Sr. Maj. des 
Königs aufgenommen und abgebildet. Morgen ſtehen noch andere 
Feierlichkeiten zur Begrüßung Sr. Königl. Hoheit des Prinzen von 
Preußen, unter andern eine feſtliche Beleuchtung von Baberts⸗ 
berg in Ausſicht. (D. R.) 

Aus Mecklenburg, den 16. Oktober. So eben verbreitet 
ſich ſelbſt in beſſeren Kreifen das Gerücht, daß der Verwaltungs rath 
in Berlin ein Juhibitorium gegen unſere erſt vor einigen Tagen (am 
11. d. M.) publicirte Verfaſſung erlaſſen habe. Ehe ich noch im 
Stande bin, mir ein Urtheil über die Glaubwürdigkeit dieſer Nach- 
richt zu bilden, finde ich in der eben erſcheinenden Nummer des 
„Norddeutſcheu Correſpondeuten“ dieſelbe Nachricht, durch feinen Ber⸗ 
liner Berichterſtatter geſandt, der ſie aus der erſten Kammer gehört 
haben will! Unmöglich iſt dieſe Nachricht nicht, wenn man alle Um⸗ 
ſtände und Widerſtände combinirt, die ſich unſerer Verfaſſung ent⸗ 
gegenſtemmten; nur eins fällt mir daran auf, daß bis jetzt noch nichts 
verlautet war, ob dieſe Sache überhaupt ſchon vor den Verwaltungs⸗ 
rath gebracht worden. Dies macht mir die obige Nachricht noch un⸗ 
glaublich. Da ſich Mecklenburg dem Dreikönigsbündniß angeſchloſſen, 
und alſo auch ſeinen Bevollmächtigten im Verwaltungsrathe hat, ſo 
wäre ſicher ſchon früher hierüber etwas zu uns gedrungen. Ich ſelbſt 
kaun daher dieſe Mittheilung als die eines beängſtigenden Gerüchtes 
machen, das, ſobald es ins Publikum dringt, nicht verfehlen wird, 
die Gemüther zu befangen. In unſerem gegenwärtigen Verfaſſungs⸗ 
jubel iſt das jedenfalls ein höchſt unerwarteter Schreckſchuß. 

Der Großherzog von Strelitz iſt von ſeiner Reiſe nach Berlin, 
die man ebenfalls mit der Verfaſſungs- Angelegenheit zuſammen 
wirft, zurück und hat, wie man erwartete, diejenigen Deputirten des 
ritterſchaftlichen Konvents, die in Schwerin bei Hofe mit ihrer Op⸗ 
poſitionsbotſchaft ohne alle Audienz abgewieſen wurden, höͤchſt freund⸗ 
lich empfangen, ſie zur Tafel gezogen und der Deputation — wie 
man hört — ſeinen Beifall über ihre Maßnahmen ausgeſprochen. 
Das Strelitzſche Kabinet billigt die Publikation der Schweriner Vers 
faſſung nicht, es wird vielmehr Hand in Hand mit ſeinen getreuen 
Ständen den letzteren die bisherigen Rechte getreulich reſerviren, ihnen 
die nöthigen Vorlagen zur Anbahnung einer Strelitzſchen Verfaſſung 
nächſtens machen und während es fo im möglichften Schneckengang 
auf dem Verfaſſungswege fortſchreitet, die Entſcheidung des Zwie⸗ 
ſpaltes zwiſchen der Ritterſchaft und der Schweriner Regierung abs 
warten. Auf dieſe Weiſe rettet es, wenn der Spruch zu Gunſten der 
Ritterſchaft ausfällt (was wir nicht hoffen wollen), die ritterſchaftliche 
Union; behalt die Schweriner Regierung Recht, nun ſo glaubt das 
Streliger Kabinet denn noch immer zeitig genug eine ſelbſiſtändige 
Verſaſſung für das eigene Land vereinbaren zu können. Die aufge⸗ 
löſten Stände finden alſo noch immer in Strelig die wärmſte Pro⸗ 
tection. Hiezu giebt die Conſt. Z. folgende Erläuterung aus Berlin 
von demſelben Tage: 

Briefe und Zeitungen, welche uns heute Abend aus Mecklenburg 
zukommen, enthalten das ſeltſame dort verbreitete Gerücht, der Ver⸗ 
waltungsrath des „engern Bundes habe ein Juhibitorium gegen die 
neue Verfaſſung von Mecklenburg⸗Schwerin ergehen laſſen. Dieſe 
Nachricht trägt den Stempel der Unwahrſcheinlichkeit an ſich, und wir 
glauben nicht zu kühn zu ſein, wenn wir — ohne im erſten Augen⸗ 
blicke gleich nahere und zuberlaſſige Nachrichten einziehen zu können — 


das in Mecklenburg verbreitete und von dem „Norddeutſchen Gorres 
ſpondenten“ aufgenommene Gerücht für durchaus unbegründet ers 
klären. Nach dem Vertrage vom 26. Mai ift der Verwaltungsrath 
der verbündeten Deutſchen Mächte gar nicht competent zu einem ſol⸗ 
chen Schritte, ſondern die Angelegenheit müßte — auf die Klage 
der alten Stände oder des Großherzogs von Mecklenburg „ Strelif — 
an das Bundesſchiedsgericht gebracht werden. Dieſes konnte ſich aber 
mit der Mecklenburgiſchen Verfaſſungs- Angelegenheit um fo weniger 
noch befaſſen, da ja die alten in Roſtock als Convent verſammelten 
ritterſchaftlichen Stände ſich dahin ausgeſprochen hatten, an die bis— 
herige proviſoriſche Gentralgewalt ihre Beſchwerde bringen zu wollen. 
Die „proviſoriſche Centralgewalt“ iſt freilich auf dem Punkte der 
Auflöfung, und ſomit könnte der Junkerconvent ſich mittlerweile zur 
guädigen Anerkennung des Dreikönigsbündniſſes bewogen gefunden 
haben. Allein wir hoffen wenigſtens in dieſem „engeren Bunde“ nicht 
mehr die unerhörten Rechtsverletzungen zu erleben, welche der Deutſche 
Bundestag zu Gunſten des Königs Eruſt Auguſt von Hannover 
ſanctionirte, und hegen die ſeſte und wohlbegründete Zuverſicht, daß 
ein Beſchluß gegen die von S. K. Hoheit dem Großherzoge von 
Mecklenburg-Schwerin ſanctionirte und geſetzlich promulgirte Ver⸗ 
faſſung von dem Verwaltungsrathe nicht zu erwarten wäre, wenn 
derſelbe auch die Competenz dazu befäße, die ihm offenbar nicht zu⸗ 
ſteht. — Das ganze Gerücht ſcheint von der Mecklenburgiſchen Jun⸗ 
kerpartei erfunden, um Beunruhigung und Zweifel im Lande zu ver⸗ 
breiten. 

Jena, den 12. Oktober. (N. Z.) Unſerer Univerfität iſt der 
Ruhm beſchieden, gegen die echt-konſtitutionellen Beſtrebungen unſerer 
Regierung in den Kampf zu treteu. Wenigſtens machen ſich's die 
hier bei Frohmann erſcheinenden und vorzüglich von unſeren Profeſ— 
ſoren mit Artikeln aller Art verſehenen „Deutſchen Blätter“ zum Ge— 
ſchäfte, gegen jede freifinnige Handlung unſerer Regierung die ganze 
Schale ihres Zornes auszuſchütten. Jetzt haben ſie's mit dem unſerm 
Laudtag vorgelegten Eutwurfe einer neuen Gmeindeordnung zu thun, 
an welcher ſie namentlich ausſetzen, daß ſie durch das den Gemein— 
den eingeräumte Wahlrecht die Wahl des Bürgermeiſters zu einem 
Spielball der Parteien machen und daß durch die felbjiftändige Stel- 
lung, welche dem Gemeinderathe gegenüber dem Ortsvorſtande ein— 
geräumt iſt, dieſer unter die Fuchtel von jenem und des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes komme. — Uunſer Miniſterium ſchreitet indeß unbeirrt auf 
dem Wege echt⸗koſtitutioneller Freiheit fort. So will es namentlich 
gegen die Anſicht mehrerer unferer älteren Juriſten bei dem Landtage 
es durchſetzen, daß alle diejenigen grundherrlichen Abgaben, deren 
dingliche Natur nicht nachgewieſen fei, als perſönliche betrachtet und 
ohne Entſchädigung aufgehoben werden, was vornehmlich dem Bauern- 
ſtande ſehr zu Gute kommen würde. 


Oeſterreich. 

Wien, den II. Oktober. Die heutige „Preſſe“ ſpricht ſich 
jetzt, wo man den Abſchluß des Oeſterreichiſch-Preuhiſchen Vertrages 
kennt, einmal wieder in einem Leitartikel über die Löſung der Deuts 
ſchen Frage aus. Wir Deutſchen könnten mit den Anſichten, 
welche in dieſem, ohne Zweifel aus ſtaatsmänniſcher Feder geſloſſe⸗ 
nen Artikel des miniſteriellen Blattes niedergelegt find, durchaus 
zufrieden ſein. „Die Schwierigkeiten der Neugeſtaltung Deutſch⸗ 
lands,“ ſagt das genannte Blatt, „werden jetzt, wo die verſchiede⸗ 
nen Faktoren der Aufgabe ſich beſtimmter und klarer gegen einander 
abgegrenzt haben, leichter zu ihrem Ziele zu bringen ſein. Preußen 
glaubt es feinem Verhältniſſe zur öffentuichen Meinung in Deutſch⸗ 
land ſchuldig zu ſein, mit dem Einverſtändniſſe über die neue 
EentralsGewalt gleichzeitig die thatſächliche Ausführung des Drei⸗ 
Königs⸗Vündniſſes in die Hand zu nehmen und die Ausſchreibung 
feiner Reichstags⸗Wahlen im Berliner Verwaltungs rathe zu bean⸗ 
tragen. Wir nehmen dieſe Vorbereitung der Preußiſch⸗Deutſchen 
Wahlen als eine Thatſache und zugleich als eine Demonſtration an, 
die wir von unſerm Standpunkte aus im beſten Sinne zu würdigen 
geneigt ſind. Denn es müßte eine wunderbare und dämoniſche 
Verwickelung des Zufalles fein, wenn die Herſtellung des natür⸗ 
lichen und würdigen Verhältniſſes zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich nicht eben dazu führen ſollte, den Forderungen Deutſchlands 
auf eine zeitgemäße bundesſtaatliche Reorganiſation gerecht zu 
werden. Die richtige Oeſterreichiſche Politik wird von einer Be⸗ 
theiligung an den innern nationalen Inſtitutionen Deutſchlands 
abſehen müſſen, und ſo braucht der Preuß iſchen Regierung um die 
Integrität ihrer Aufgabe in Deutſchland um ſo weniger bange zu 
fein, je mehr Oeſterreich dazu mitwirken will, die mit ihm verzweig⸗ 
ten ſtaatsrechtlichen Grundlagen Deutſchlands aufrecht zu erhalten.“ 
Wir haben nie eine andere Anſicht gehabt; aber die Oeſterreichiſche 
Regierung hat bisher ſtets das Gegentheil von dem gethan, was 
in den Sätzen der „Preſſe“ ausgeſprochen iſt; man wird es uns 
alſo nicht verargen, wenn wir Bedenken tragen, die Anſicht der 
„Preſſe“ als das wahre Glaubensbekenniniß des Fürſten Schwar⸗ 
zenberg und als die Richtſchnur feiner ferneren Politik zu betrachten. 
Die „Preſſe“ wendet ſich dann gegen Baiern. „Man hat,“ jagt 
fie, unfere Würdigung der Baierifhen Zwiſchenpolitik in Baiern 
ſelbſt zu hart gefunden; aber wir entnahmen unfere Warnungen 
aus der thatſächlichen Lage der Dinge, über die ſich Baiern bis 
zum letzten Augenblicke täuſchen zu wollen ſcheint. Die Baieriſche 
Regierung wird ſich durch ihre nicht wohl berechnete Politik bald 
auf eine verzweifelte Weiſe iſolirt ſeyen, und auf dieſen für fie ge⸗ 
fährlichen Wendepunkt der Deriſchen Verhandlungen glauben wir 
fie aufmerkſam machen zu dürfen! (K. 3-) 


Frankreich. 


Paris, den 13. Oktober. (Köln. 3.) Jaloux befindet fh 
weit beſſer und man glaubt, daß er in 8 bis 10 Tagen fein Amt 
wieder antreten kann. — Die Lords Normanby und Brougham 
hielten geſtern eine zweiſtündige Conferenz mit L. W Er 
Unfere Regierung foll Manin und den anderen Fa re 
Flüchtlingen den Aufenthalt in Frankreich geſtattet ha er 6 
rerſeits fährt die Polizei fort, gegen die hier anweſenden ir än⸗ 
der, welche ſich an der Politik betheiligen, ſtrenge zu 3 ahren. 
So müſſen nächſtens wieder 80 Polen Paris verlaſſen; die nicht 
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von der Amneflie ausgeſchloſſenen Italieniſchen Flüchtlinge find zur 
ſofortigen Heimkehr in ihr Land aufgefordert, und zwei Deutſche 
Demokraten, Heidecker und Enders, wovon der eine feit lange hier 
anſäſſig und mit einer Franzöſin verheirathet iſt, ausgewieſen wor⸗ 
den. — Ziemliches Aufichen macht die vorgeftern zu Verſailles von 
dem Zeugen Buchez, dem Präſidenten der National-Verfammlung 
zur Zeit des Mai⸗Attentats, abgegebene Erklärung, daß er in ſei⸗ 
ner Verlegenheit, als die Menge in den Saal gedrungen und ſchon 
drei Stunden lang getobt hatte, Huber zu ſich gerufen und zu ihm 
geſagt habe: „Laſſen Sie uns zur Thür hinaus werfen, damit wir an⸗ 
derswo berathen können.“ Huber ſtellte es übrigens entſchieden in 
Abrede, daß er auf Buchez's Aufforderung hin und bloß, um die 
Räumung des Saales zu bewirken, die Auflöſung der National⸗ 
Verſammlung pro forma proklamirt habe; er habe dies aus eige— 
nem Antriebe gethan und es ernſtlich gemeint. 

(Schluß der Sitzung v. 12. des h. Gerichtshofes zu Verſailles.) 
Nachdem der Generals Advokat die doppelte Anklage gegen Huber, 
daß er die beſtehende Regierung habe ſtürzen wollen und zum Bür⸗ 
gerkriege aufgereizt habe, begründet, ſuchte Huber in einem weit⸗ 
ſchweiſigen Vortrage fein Verhalten am 15. Mai zu vertheidigen 
und ſchloß, nachdem noch Vuvignier ihn vertheidigt hatte, mit Be- 
ſchuldigung des Verraths gegen Raspail und Vlanqui, ſo wie mit 
der Erklärung, daß er auf keine Freiſprechung rechne und wohl 
wiſſe, daß Deportation ſeiner warte, dit übrigens nur das bewir⸗ 
ken könne, was er jedenfalls freiwillig wählen würde: Verbannung 
aus feinem Vaterlande, wo man ihm auf fo gehäſſige Art ſeine 
Ehre geraubt habe. Der Präſident erklärte nun die Debatten für 
geſchloſſen und gab eine unparteliſche Ueberſicht der Verhandlun— 
gen, worauf die Geſchwornen ſich zur Verathung zurückzogen. Ihr 
Ausſpruch lautete mit einer Majorität von mehr als zwei Dritteln 
der Stimmen bezüglich beider Anklagepunkte auf „Schuldig“, 
worauf Huber vom Gerichtshofe zur Transportation verurtheilt 
wurde. Er beantwortete die Ankündigung dieſes Urtheils mit einem 
lauten Lebehoch für die Republik. — Die radicalen Blätter be— 
ſchweren ſich über Verletzungen des Briefgeheimniſſes und der „Nas 
tional“ behauptet geradezu das Beſtehen eines ſchwarzen Kabinct— 
tes. — Der Verein vom Staatsrathe berieth geſtern Abend wieder 
über den Vorſchlag Nap. Bonaparte's für Aufhebung der Verban— 
nungs-Dekrete gegen die Bourbonen, beſchloß jedoch, keine Ent— 
ſcheidung zu faſſen, bis die Anſicht der Regierung bekannt ſei. Al 
les ſcheint übrigens anzudeuten, daß der Verein auf Vertagung 
des Vorſchlages oder auf Inbetrachtnahme mit unbeſtimmter Hinz 
ausſchiebung dringen wird, und man glaubt, daß auch die Regie— 
rung ſich im nämlichen Sinne ausſprechen werde. Dies käme dann 
mit einer Verwerfung des Vorschlags auf eins heraus. — F. Pyat, 
Boichot und andere in der Schweiz befindliche Angeklagte vom 13. 
Juni erklären jetzt öffentlich, dag ſte, obwohl urſpeunglich anderer 
Abſicht, ſich den Beſchlüſſen der Majorität ihrer Geſinnungs-Ge⸗ 
noſſen fügen und demnach nicht vor dem hohen Gerichtshofe erſchei— 
nen würden. — Im alten Juſtiz-Palaſte trifft man Vorkehrun⸗ 
gen, um dort die neue republikaniſche Veeidigung der oberſten Ge- 
richtsbeamten des ganzen Landes feierlich vorzunehmen. — Das 


Kriegsgericht zu Lyon hat eine Anzahl Soldaten des 17. leichten 
Infanterie- Regiments wegen tres Vechaltens bei dem dortigen 


Junt⸗Aufſtande zu kürzeren oder längeren Gefängnißflrafen ver: 
urtheilt. 

— Die geſtrige Sitzung der National-Verſammlung 
beginnt mit Verathung eines Antrages in Bezug auf die Zulaſſung 
zu Staatsämtern und die Beförderung in denſelben. Alle Redner 
erkennen au, daß der in Frankreich zur wahren Wuth gewordenen 
Stellenjägerei kräftig enigegengetreten werden müſſe. General 
Bede au ſpricht ſich ſehr energiſch für den Antrag aus, um dem 
Sollicitationsweſen ein Ende zu machen, das demoralifirend für 
die Bittſteller und entwürdigend für die Fürſprecher ſei. Auch der 
Finanzminiſter erkennt die Nothwendigkeit an, dem Haſchen 
nach öffentlichen Aemtern Einhalt zu thun und für jeden Zweig 
des Staatsdienſtes Prüfungen einzuführen. Dies werde auch im 
Intereſſe der Ruhe des ganzen Landes ſein; denn Tauſende von 
Leuten wünſchen, wie Paſſy meint, eine Veränderung, einen Um⸗ 
ſturz bloß in der Hoffnung, ein öffentliches Amt dabei zu erhaſchen. 
Auf Verlangen des Finanzminiſters wird der Antrag erſt noch an 
den Staatsrath verwieſen, um einer abermaligen reiflichen Prü— 
fung unterworten zu werden. 

— In der heutigen Sitzung überreicht Thiers feinen Bes 
richt über die verlangten Kredite für die Römiſche Expedition und 
lieſ't denſelben auf allſeitiges Verlangen vor. Nach einer kurzen 
Geſchichte der letzten Phaſen der Entwickelung der Freiheit und Uns 
abhängigkeit Italiens fegt er aüseinander, daß nach der Niederlage 
Karl Albert's Frankreich keine andere Wahl gehabt habe, als den 
Oeſterreichern allen Einfluß in Italien und die Wiederherſtellung 
des Papſtes zu überlaſſen oder dies ſelbſt zu thun, um ſo viel als 
möglich für Italien aus dem allgemeinen Schiffbruchc feiner Hoff— 
nungen zu reiten. Die Regierung habe den letzteren weiſen Ent⸗ 
ſchluß ergriffen, und von den Krediten, die zum Theil ſchon ver— 
ausgabt ſeien, könne daher nicht anders die Rede fein, als um ſie 
zu bewilligen. Es handle ſich aber auch darum, die religiöfe und 
politiſche Seite der Frage einmal zu erſchöpfen. Der Papſt, das 
Band der katholiſchen Einheit, müſſe auch weltlich unabhängig 
fein, weil die Art Unterwerfung, in welcher die Nationen Curo— 
pa's zu ihm ſtehen, mit der Abhängigkeit des Papſtes von irgend 
einem Staate unverträglich fein würde. Was nun die politiſche 
Seite der Expedition betreffe, ſo habe es ſich darum gehandelt, 
Oeſterreich jeden Vorwand zu nehmen, nach Rom zu gehen, indem 
man deu Papſt ſelbſt wieder herſtelltt, ohne dabei der Römiſchen 
Freiheit zu ſchaden. Zwiſchen der Meinung, daß Frankreich ſich 
bei jeder Gelegenheit wie ein Wetterſirom über die Welt ſtürzen, 
und der, daß es immer zu Haufe bleiben müſſe, gebe es eine weile 
Mitte: die Intervention zur Wahrung des Friedens und der ges 
mäßigten Freiheit. Or dieſe Intervention nun mit der, übrigens 
in vielen Punkten mangelhaften Verfaſſung (Murren auf der Lin⸗ 
ken) im Widerſpruche ſtehe? Keineswegs; denn die freiheilsfeind⸗ 
lichen Einflüſſe, gegen die anerkannter Weiſe Frankreich in dieſem 
Augenblicke zu Rom anzukämpfen habe, beweiſen zur Genüge, daß 
es dort nicht gegen, ſondern für die Freiheit fei, Eben fo we— 
nig wolle jedoch Frankreich auch dem heiligen Vater Gewalt ans 
thun. Allein es verfolge fein Recht, ihm Rathſchläge zu ertheilen 
und ihn um Ergreifung von Maßregeln anzuflehen. (Unterbre— 
chung links.) Thiers: „Ich wundere mich, daß Sie den Stolz 
und die Würde dieſes Ausdrucks nicht begreifen, wenn man von 
einem Souverän ſpricht, der nicht 500,000 Mann zu feiner Ver⸗ 


fügung hat, um die Ruhe und das Glück Italiens ſichern re 
nen. Ein wirklicher Erfolg, ein erfles Gut iſt mit dem g für 
proprio ſchon erreicht. Auf ſeine Erweiterung, und beſonder 6 
die Ausdehnung der Amneſtie, wird Frankreich hin arbeietn. = 1 
Repräſentativ⸗Verfaſſung hat der heilige Vater allerdings 11 1 
verliehen; aber ihm allein ſteht es zu, zu beurtheilen, ob ſein 1. 
dafür reif iſt. Zur Erfüllung ſeiner liberalen Abſichten bedarf 5 
noch der Stütze unferer Armee in einem Lande, das fo heftig € 
ſchüttert geweſen ift, und die Regierung hat daher mit Recht 
nöthigen Eredite bis zum 31. December, bis zum Jahresſchluſſ, 
wie üblich, verlangt, ohne damit das Ende unſerer Occupation ber 
zeichnen zu wollen, die wir übrigens fo ſehr als möglich abzukützt 
wünſchen müſſen.“ (Lange Unterbrechung.) Die Tagesordnung 
wird darauf im Sturmſchritte erledigt und die Sitzung ſchon 
4 Uhr geſchloſſen. (Köln. 23 
Paris, den 14. Oktober. (Köln. Ztg.) Die Kommiſſieh 
der parlamentariſchen Initiative hörte geſtern O. Barrot und DV 
faute über den Vorſchlag wegen Abſchaffung der Verbannung 
Dekreie gegen die Vourbonen. Die Miniſter erklärten, fie fell 
wünſchten dieſe Abſchaffung und die Regierung habe ſich ſchon 
mit beſchäftigt; für jetzt müßten ſie aber den Vorſchlag als unz 
und unzweckmäßig zurückweiſen. Die Kommiſſion vertagte m 
lebhaften Debatten ihre Beſchlußfaſſung auf morgen. — Der n 
Sardiniſche Geſandte, Graf Pralormo, iſt geſtern hier angeland 
— Geſtern hatte Lord Normamby abermals eine Konferenz m 
L. Napolcon und Tocqueville. Am Vorabend gab er cin groß 
Banket, bei welchem die Geſandten von Oeſterreich, Rußland u 
Preußen fehlten. — Der vorgeſtern in Verſailles zur Transport“ 
tion verurtheilte Huber traf geſtern in einem Zellenwagen un 
Gensd'armerit-Bedeckung in der Conciergerie ein, um dem Poliztl 
Präfekten zur Verfügung geſtellt zu werden. — Geſtern began 
vor dem hohen Gerichtshofe zu Verſailles der Prozeß der A 
geklagten vom 13. Juni. Der Zudrang von Neugierigen, wel 
die Angeklagten, ihre Vertheidiger und die Zeugen ſehen wollte 
war ſehr groß, und bei Eröffnung der Sitzung waren die Gall 
rieen dicht gefüllt. Die Zahl der Angeklagten iſt 30; man 
merkt unter ihnen den Repräſentanten Laurion und ein paar O 
ziere der Nationalgarde-Artillerie, die ſich erſt geſtern geſtellt y 
ben. Um halb 12 Uhr werden die Angeklagten eingeführt. 
Repräſentant Gambon proteſtirt für ſich und ſeine Mit⸗Angeklaß 
ten gegen den hohen Gerichtshof. Er ſagt: „Die Verfaſſung it 
verlegt worden, und wir haben gegen dieſe Verletzung geſproch 
Aus dieſem Grunde will uns die Regierung durch eine Jury abW 
theilen laſſen, welche nicht der Ausdruck der Geſinnung des Land 
iſt; wir erkennen die Kompetenz des Gerichtshofes nicht an.“ M 
dier de Montjau wendet ſich an die Jury mit der Frage, ob 
dazu eingefegt ſet, um auf Geheiß der vollzichenden Gewalt über 
derartige Gegenſtände ein Urtheil zu fällen? Der General- prof 
rator ſucht darzuthun, daß der hohe Gerichtshof den Angeklagteh 
die beſten Bürgſchaften darbiete; derſelbe ſei nicht von der vo 51 
henden, ſondern von der geſetzgebenden Gewalt berufen worde 
Er verlangt, daß der Proteſt gegen die Kompetenz des Gerich 
bofes zurückgewieſen werde. Michel (de Bourges) ſpricht geg 
die Kompetenz des Gerichtshofes. Er will, daß das Volk ſich fel 
richte, und ſagt zum Schluſſe: „Sonderbares Geſchick des Volke 
es wird immer verurtheilt und urtheilt nie; doch ich irre mich z. Ba 
Volk urtheilt zuweilen, aber es verurtheilt nie, weil es zu b, 
thig iſt.“ (Lauter Beifall.) Der Gerichtshof erklärt, daß er Die 
die Kompetenzfrage berathen werde, und zieht ſich zurück. = 
Verſammlung iſt lebhaft bewegt, und man unterhält ſich ſeht eifrig: 
Bei feinem Wiedereintritte erklärt der Gerichtshof ſich für com * 
tent, worauf die Jury durchs Loos gezogen wird. Der O 
Greffier beginnt nun um halb 5 Uhr die Verleſung des gemaltid 
weitläufigen Anklageakts und bricht diefelbe um 6 Uhr an d 
Stelle ab, wo die Darlegung der allgemeinen Thatſachen aufhöt! 
um morgen die auf jeden der Angeklagten bezüglichen beſonde 
Thatſachen zu verleſen. — 


Vermiſchtes. 

— (A. B. M. 3.) Die Myſtie hat auch in der Demotral) 

einen Vertreter und ein Organ gefunden. Erſterer iſt kein an 
rer, als der ſeit dem März 1848 bekannte Thierarzt Urban, mi! 
cher jeden Sonntag um 11 Uhr Jedermann zugängliche ‚Vorteil 
über die Religion Chriſti, nach den Grundfägen der Natur m! 
Beſprechungen“ hält, und Herausgeber der „Theokratiſchen 2, 
belzeitung, Enthüllung aller Heuchelei, Tyrannei und Teufel 
auf Erden, Organ der Vereinbarung für Jedermann, der ar 
liebt und ſich nicht vor Menſchen fürchtet.“ 
e — 


Kammer⸗Verhandlungen. 
55ſte Sitzung der erſten Kammer vom 16. October. 
(Eröffnung der Sitzung 10 Uhr.) 

Tagesordnung: Reviſion des Titels VII. der 9 
faffung. Die zweite Kammer hat den Reviſtonsbericht über? 
Artikel 105 bis 112 überſchickt. 10 

Camphauſen verlieh den Bericht über §. 98. urfprüngl‘, 
lautend: I.) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats mü 
für jedes Jahr im Voraus veranfchlagt und auf den Staatsha 
halts⸗Etat gebracht werden. II.) Letzteres wird jährlich durch 
Geſetz feſtgeſtellt. Die zweite Kammer und der Centralausſchl 
der erſten behalten dies wörtlich bei und fügen dazu aus dem Hl 
ſprünglichen §. 103. das Alinca: III.) Zu Eiatsüeerſchretunge 
die nachträgtiche Genehmigung der Kammern erforderlich. St 
des ferneren Zuſatzes der zweiten Kammer: Wenn ſich die F 
ſetzung des Staatshaushalts-Ctats für die nächſte Eratsperi 
über den Anfang derſelben verzögern ſollte, ſo bleibt der zu 
vollzogene Etat bis zu dieſer Feſtſetzung — jedoch höchſtens 
Monate — in Kraft. Die bis dahin in dem neuen Etatsjah 
hobenen Einnahmen und geleiſteten Ausgaben werden auf d 
willigung des neuen Etats angerechnet, ſchlägt der Central 
ſchuß vor: V.) Kommt der Staatshaushalte-Etat nicht vor de 
Beginne des Jahres, für welches er beſtimmt iſt, zu Stande, 
bleibt der zuletzt feſtgeſetzte Etat noch auf ein Jahr in Gel 
Außerdem beantragt der Centralausſchuß folgende Zuſätze: 
Ausgaben können in beſonderen Fällen auf längere Zeit, 1010 
nicht über drei Jahre hinaus, durch Geſetz bewilligt werden. Be 
Ausgaben dürfen nur auf Antrag der Regierung und bis zum e if 
laufe dieſes Antrages bewilligt werden. Der erfte dieſer ET 
in der zweiten Kammer nicht zur Sprache gekommen, der er fl 
mit 164 gegen 133 Stimmen verworfen worden. (Die Ziffer 


dei 
Tue = arihenfolge der Sätze im Berichte des Central-Aus⸗ 


„Alpen Kammer.) 4 
wahren 3 en erklärt es für völlig unverträglich mit dem 
den ganzen !tutionalismus, Einer Kammer das Recht zu geben, 
jet eine 2 taat zum Stillſtande, zur Anarchie zu bringen. Das 
dieſem G drannei der Minorität über die Majorität. Daß es zu 
nicht — — nit kommen werde, dürfe man bei der Verfaſſung 
o daß fie men: dieſe müſſe man einrichten, wie die Spielregeln, 

te auch dem Unredlichen die Hände bindet. 

Die neun lmann bittet als eben Geneſener um Entſchuldigung. 
ie ef uſten Stürme hätten zur Genüge bewieſen, daß die Monar⸗ 
uwag was mehr ſei als ein nothwendiges Uebel und die Politik 
An anderes als eine abſtrakte Wiſſenſchaft. Die dreifache Ga⸗ 
bern , auf welcher der Schutz der Freiheit unter dem Königthume 
W l, iſt die Preßfreiheit, das Schwurgericht und das Steuerbe— 
if gungsrecht der Stände. Wo dieſe Einrichtungen beſtehen, da 
auf b reiheit geſchützt, ſo weit Einrichtungen ſie ſchützen können. 
ſen. A letzten Rechte allein iſt das Engliſche Unterhaus erwach⸗ 
und er Redner giebt nun Erläuterungen aus der Engliſchen 
We Franzöſiſchen Geſchichte und aus der Zeit der alten Landſtände. 
& 2 der große Churfürſt das Recht der letzteren brach, fo that 
N um Reichsfinanzen und Ein Preußen zu ſchaffen — nicht um 
Au, at der Unterthanen dem Herrſcher zur Dispoſition zu ftellen. 
noch heute muß die Staatsmacht der Volksfreiheit vorange— 
wo beide kollidiren. In dieſem Sinne ſchrieb ich ſchon 1830 
u tebuhr, es ſei jetzt Zeit, ein Gebäude der wahren Freiheit 
ich aden und zurückzukehren zum alten Wege Stein's, den 
die 55 jugendlicher Begeiſterung verfolgte, der aber leider durch 
fi undesbeſchlüſſe überwuchert war. In dieſem Sinne ſprach 
vo auch die Verordnung vom 6. April aus. Aber man wirft uns 
IR derartige Beſtrebungen dem Geiſte des Chriſtenthums 
„ eſprächen. Nun, meine Herren, ich habe nie gefürchtet, daß 
auger gung der Neuzeit bei uns in eine Franzöſiſche Revolution 


wegunen werde — aber nie habe ich auch geglaubt, daß jene Be— 
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ihrem 
n vo 


g an Preußen allein mit abgezogenem Hute vorübergehen 
Die fernere Beſorgniß, als würden die Kammern von 
5 llen Rechte leichtſinnig Gebrauch machen, heißt alle Ver⸗ 
lung 1 der Regierung und alle Unvernunft in der Volksvertre— 
eben — Ich gebe zu, jenes Recht iſt ein ideales Recht, aber 
diefe dehalb um fo wichtiger, gleich dem abſoluten Veto. Sichert 
bei das wahre Königthum, fo ſichert jenes die wahre Volksfrei— 
dur Ne das weiß heut zu Tage jedes Kind, daß die Steuern nicht 
will n bewilligt werden „ ſondern dem Staate, ja den Be⸗ 
a a uden ſelbſt, und kein vernünftiger Menſch wird für ein einfa⸗ 
Mißtrauensvotum dieſe Form wählen. Aber wenn uns noch⸗ 
8 ein Miniſterium Schwarzenberg dort gegenüberſäße, wie un⸗ 
ein i em Vater des großen Kurfürſten — ein Minifterium, deſſen 
5 ger Zweck es iſt, Oeſterreich ſo groß und Preußen ſo klein wie 
ann d zu machen: wie, würde man auch dann es tadeln können, 
die Stände Alles daran ſetzen wollten, um Alles zu retten? 
as Recht der Steuerverweigerung iſt nothwendig, weil Niemand 
achdruck Ja ſagen kann, der nicht auch Nein ſagen darf. 
— für keine Faſſung ſtimmen, die der Volksvertretung nicht 
8 4 unbeſchränkte Recht der Steuerbewilligung ſichert — 
könne die hier durch Hinterthüren den Schlund der 
unc der Volksoertrenetöffnet. Nicht als ob ich befürchtete, es 
ki fie wird, fie muß 4 Preußens jenes ganze Recht entgehen 
Sie es ihr jetzt nicht — en in wenigen Jahren. Aber geben 
Kämpfe und zu dieſen Kän wird ſie es uns erringen durch neue 
fahren, die von allen Stillen haben wir keine Zeit bei den Ge— 
der ſämmtliche politiſche fr en bedrohen. Preußen iſt ein Staat, 
ten wir ihn nicht länger dave krankheiten überſtanden hat — hal» 
er Redner erinnert an di ben durück, ins Mannesalter zu e 
815 der Nordamerifaner: 36 WN ee b 
„„Ich fr mich darüber, ER 
1 verweigern; denn 20 M ſo tief in 
bu averti verſunken, daß ſie ihr rechtmäßig erworbenes Eigen⸗ 
8 m ſich ohne und wider ihren Willen abnehmen laſſen, wären 
zu vortreffliches Werkzeug und mehr als hinreichend, auch die 
rige Menſchheit in Sclaverei zu ſtürzen.“ Möge die Geſchichte 
Mercer Tage nicht einſt ſagen: Es gab in Preußen eine Partei 
fla gemäßigten Fortschrittes — fie liebte ihr Vaterland — fie war 
Fut und beſonnen genug, die Klippen der Demokratie zu umſchif— 
en — aber ſte hatte nicht Muth, nicht politiſche Vorausſicht genug, 
meine Verfaſſung zu gründen, welche das Vaterland den Stür- 
der Revolution entzog. (Bravo!) 
„ dee und Mätzke gegen das unbedingte Steuerbe— 
recht. 
Dau campbauſen: Jede Verfaſſung muß die Garantie der 
Rech in ſich ſelbſt tragen — jeder der drei Faktoren muß das 
Verfantd die Kraft haben, die anderen beiden zu zwingen, der 
verthtibung treu zu bleiben. Die Krone hat das Heer, das nicht 
vo igt werden darf — die Kammern haben jede für ſich die 
auf den teuerbewilligung. Sonſt kommen die letzteren mindeſtens 
den 8 tandpunkt des vereinigten Landtages zurück. Der Satz 
au * Herr Miniſter des Innern ausſprach, daß die Regierung 
unconſtun den §. 105 legislative Gewalt ausüben könne, wenn fie 
das Steuttonell fein wolle — wird unmabr, fobald die Kammern 
tonfiütugiostverweigerungerecht haben; dann muß die Regierung 
eu Bl regieren, mag fie wollen oder nicht. Auch giebt das 
» gerüftet dazuſtehen, den Kammern ein ganz anderes 
fen Kama. fie werden dadurch aus petitionirenden zu beſchliehen— 
fung Bern. Es handelt ſich hier darum, ob wir eine reelle Ver⸗ 
dem Volke en wollen oder nicht — es handelt ſich darum, ob wir 
mern zurufen wollen: Im äußerfien Falle haben die Kam⸗ 
— Der ſalaſſungsmäßige Kecht, die Steuern zu verweigern — 
Alen * Schutz der Volksfreiheit iſt deine Fauſt und deine 
ſümme für Streichung des Artikels 108. ohne allen 
als Mitter: 
terte Sud Ic will lieber meine Börſe dem Finanzminiſter, 
. r dem Kultusminiſter anvertrauen. (Große Hei⸗ 
baue beſonders den Grundſatz aus, daß der parlamen⸗ 
ng des „heigerung unausbleibli die praktiſche Steuer⸗ 
ern ließe, der das dandes folge. Der Schwefcläther fei noch nicht 
nern ſo h Die Krank eine ſolche Operation ſchmerzlich überdau⸗ 
könne ohn och ſtelle zue ſei ganz ohne Macht, wenn man die Kam⸗ 
ladene ” Geld ni 5 Heer dürfe man nicht reden, denn das 
h teuerverweftchen. Das abſolute Veto iſt eine unge⸗ 
icht Volk 1 eigerungsrecht eine geladene Piſtole. Eng: 
nd Regierung, ſondern nur zwei Volkspar⸗ 


mals 
ler 
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teien einander gegenüberstehen, kann hier gar Nichts beweiſen. Art. 
107. iſt die Scheidegrenze zwiſchen Beſchränktem und Scheinkönig⸗ 
thum. Die Kammern werden den Donnerkeil nicht immer ge- 
brauchen zur Feſtſtellung des Prinzips: daß der König ihr Auto⸗ 

mat iſt. Haben ſie das Königthum beſiegt, dann freilich wird das 
me die überflüſſigen Waffen an den Nagel hängen. 
Bravo. 

e der Debatte auf morgen. Schluß 33 Ubr. 
33fte Sitzung der zweiten Kammer vom 16. Oktober. 
Präſident: Graf v. Schwerin. (Eröffnung 103 Uhr.) 

Am Miniſtertiſche: von Manteuffel, von Strotha, 
v. d. Heydt. In der Hofloge bemerkt man heute den Sohn des 
Prinzen von Preußen. 

Präſident Graf von Schwerin: Ich habe der Kammer 
Bericht zu erſtatten über die Form, in der ich Er. Majeſtät am 
geſtrigen Tage die Glückwünſche der Kammer dargebracht habe. 
Ich hatte zuvörderſt Erkundigungen darüber eingezogen, ob Se. 
Majeſtät unfere Glückwünſche entgegenzunehmen geneigt ſei oder 
nicht, erhielt aber die Nachricht, daß Se. Majeſtät dieſen Tag 
in Paretz zuzubringen gedächten. Erſt vorgeſtern Abend erfuhr ich, 
daß Se. Majeſtät durch Unwohlſein Ihrer Majeſtät der Kö- 
nigin an dieſer Reiſe verhindert ſcien. Jetzt der hohen Kammer 
darüber Mittheilung zu machen, war nicht mehr Zeit. Im Ein⸗ 
veſtändnih mit dem Präſidenten der erſten Kammer habe ich mich 
daher zu Sr. Majeſtät begeben, um die Glückwünſche der hohen 
Kammer darzubringen. Se. Majeſtät hat dieſelben gnädig aufges 
nommen, und mich beauftragt, der Kammer Se. Wünſche zu übers 
bringen für den glücklichen Fortgang ihres Werkes. Ich hoffe, die 
hohe Kammer wird meinem Verhalten ihre Zustimmung nicht ver⸗ 
fagen. Daß wir zeitig genug die Nachricht erhalten hätten, um 
eine Deputation wählen zu können, hätte ich allerdings ſelbſt ge⸗ 
wünſcht. 

Der Sekretair Eckſtein verlieſt hierauf ein Schreiben vom 
Verein für die Herſtellung einer Statue Friedrich Wilhelm III. im 
Thiergarten. Am 19. d. M. Vormittags 11 Uhr ſoll die Enthül⸗ 
lung ſtattfinden. Se. Maj. der König und Ihre Majeſtät die Ko⸗ 
nigin werden dabei zugegen ſein. Das Comité will nicht verfäus 
men, auch die Kammer dazu einladen, und wünſcht, daß von die⸗ 
ſer eine Deputation gewählt werde, um ſich an der Enthüllungs⸗ 
ſcierlichkeit zu betheiligen. Es wird zu dieſem Zwecke eine Depu⸗ 
tation von 30 Perſonen durch die Abtheilung gewählt werden. 

Der Uebergang zur Tagesordnung führt zunächſt zur Fort⸗ 
ſetzung der Discufſton über die Art. 33., 34., und 37. Zu dieſen 
Art. find Amendements geſtellt von I. Schimmel, die Art. 33. 
34: und 37. in folgender Faſſung anzunehmen: Art. 33. Das 
Heer begreift alle Abthetlungen des ſiehenden Heeres, der Flotte und 
der Landwehr. Art. 34 Das Heer kann zur Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit, zur Ausführung der Geſetze und zur Unterdrüf- 
kung innerer Unruhen in den vom Geſetze beſtimmten Fällen und 
Formen verwendet werden. Die Requiſttion dazu erfolgt von der 
Civil⸗Behörde. Für Feſtungen und ſolche Orte, wo ein beſonde— 
res militairiſches Intereſſe zu wahren iſt, wird das Geſetz die Aus— 
nahme regeln. Art. 37. Das Heer darf weder in noch außer dem 
Dienfte berathſchlagen, oder ſich anders als auf Befehl verſam⸗ 
meln. Vereine und Verſammlungen der Landwehr zur Verathung 
militairiſcher Einrichtungen, Befehle und Anordnungen find auch 
dann, wenn dieſelbe nicht zufammenberuten iſt, unterſagt. II. Kel⸗ 
ler (Barnim- Angermünde) und v. Viebahn dem Art. 34. fol⸗ 
gende Faſſung zu geben: Die bewaffnete Macht kann zur Unter⸗ 
drückung innerer Unruhen und zur Ausführung der Geſetze nur in 
den vom Geſetze beſtimmten Fällen und Formen, und auf Requi⸗ 
fition der Civilbehörde verwendet werden. In letzterer Beziehung 
hat das Geſetz die Ausnahmen zu beſtimmen. III. Berndt (Glo- 
gau) IV. v. Klügom und Genoſſen. V. Ohm. 

Abg. Ohm, der bekannte humoriftiſche Gegner der Vürger⸗ 
wehr, ſpricht für fein Amendement und erregt mehrmals die Hei- 
ap Verſammlung. 5 

eſerent Abg. Sim fon ſpricht für Art. 33. und das Amen⸗ 
dement Schimmel: Der Art. enthalte eine Definition der bewaff— 
neten Macht. Bei der Diskuſſton über die Bürgerwehr fei man 
darüber einſtimmig geweſen, daß fie nicht zur bewaffneten Macht 
gehören ſolle, und was die Flotte betreffe, fo fer die Ernährung der⸗ 
ſelben unzuläſſig, da dieſelbe Reichsſache ſei und die ganze Ange⸗ 
legenheit noch geordnet werden müßte. 2 

Kriegsminiſter: Ich erkläre mich vollkommen mit dem 
Herrn Verichterſtatter und dem Amendement Schimmel einverſtan⸗ 
den, da die Flottenmannſchaft immer zum Heere gehören wird. 

Es kommt hierauf zur Abſtimmung, in der das Amendement 
des Abg. Schimmel mit Verwerfung der Worte: „der Flotte“ 
angenommen wird. 

Abg. Reuter (Tilſtt). Es muß in dem Staatsorganismus 
inſoweit Vertrauen beſtehen, daß die einzelnen Organe deſſelben 
ſich frei bewegen können. Es müffen aber auch Normen feſtgeſtellt 
werden, damit die Grenzen der einzelnen Gewalten gezogen wer— 
den. Wenn man, wie die Kommiſſton vorſchlägt, eine jede nähere 
Beſtimmung über das Verhältniß der militairifhen Macht aus der 
Verfaſſung entfernt, ſo müßten höchſt wichtige Gründe dafür vor⸗ 
liegen. Das iſt aber nicht der Fall. Wenn der Vorſchlag durch⸗ 
geht, dann haben wir keine lebensfähige Verfaſſung, ſondern ein 
contrerevoluttonaires Geſetz. Der Art. 110 beſtimmt ſchon, in wel⸗ 
ben Fällen die Militairmacht in die Civilgewalt eingreifen darf, 
im Fall des Aufruhrs und Krieges; innere Unruhen können nie fo 
gewaltig werden, daß fie nicht durch die Civilbehörden unterdrückt 
werden könnten. Wollen wir weiter hinausgehen, dann können 
wir wohl den Weg einer Militairdictatur einſchlagen, aber nicht 
unſere junge Freiheit ſchützen. 

Miniſter des Innern. Der Redner meint, im Art. 34 liege 
eine Wirkſamkeit der Militairbehörde, das glaube ich nicht. Die 
Garantie liegt darin, daß das Publikum nicht mit der Militair⸗ 
behörde unmittelbar in Berührung komme. Wenn eine Militair- 
diktatur herbeigeführt werden fol, fo ſchützt dieſer Art. 34. nicht. 
Was den Artikel 110 betrifft, ſo verlangt dieſer immer gewiſſe 
Formen und Weitläufigkeiten, es iſt aber oft nothwendig, daß die 
Militairbehörde ſchnell einſchreite, und ich halte es nicht für wün⸗ 
ſchenswerth, ſogleich den Belagerungszuſtand zu verhängen... 

Abg. Gr. Arnim für den Commiſſtons-Antrag: Die Majo⸗ 
rität der Commiſſton ging von der Anſicht aus, 1) daß die Militair⸗ 
behörde nie willkührlich, ſondern nach beftimmten Gefegen und For— 
men, 2) daß ſie nur auf Requiſttion der Civilbehörden einſchrei⸗ 
ten dürſe, und 3) daß die Ausnahmen geſetzlich feſtgeſtellt werden 
ſollen. Der Redner ſtellt eine lange Reihe von Fällen auf, in de⸗ 


nen es der Militairbehörde zuſtehen müſſe, ſelbſiſtändig einzuſchrei⸗ 
ten und erklärt wiederholentlich, daß der Weg der Commiſſion der 
einzige ſei, um alle möglichen Uebelſtände zu vermeiden. Sollte 
der Vorſchlag der Commiffton wegen feiner Faſſung etwa Beden⸗ 
ken erregen, ſo empfehle er das Amendement Keller. 

Abg. Wenzel wendet ſich gegen den Vorredner und ſpricht 
im Sinne der Minorität der Verfaſſungs⸗Commiſſion für die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung des Artikels in der Verfaſſung vom 5. Dezem⸗ 
ber. Im Art. 34 ift gar nichts über das Verhalten der Civil- und 
Militalr⸗Behörden in Fällen des Aufruhrs geſagt, und hierüber 
kann auch der Natur der Sache nach nichts feſtgeſetzt werden. Es 
handelt ſich da nur um Unterdrückung innerer Unruhen und Ausfüh⸗ 
rung der Geſetze. Iſt in ſolchen Fällen die Civilbehörde in der Un⸗ 
möglichkeit des Handelns, ſo kann ja nicht die Militairbehörde da⸗ 
für ſtrafbar fein, daß fie die unmögliche Requiſition nicht erwartete, 
ebenſo wenig als man ihr Vorſchriften über die Art ihrer Maaß⸗ 
regeln wird machen können. — Die Rede ſteigert ſich zu einer unge⸗ 
wöhnlichen Lebhaftigkeit, wie fie ſich dem Schluſſe nähert. Der 
Redner wendet ſich dabei nochmals gegen Graf Arnim, welcher ge⸗ 
ſagt: man ſoll ſich hüten, dem Lande eine Verfaſſung zu geben, 
mit der man nicht regieren könne. Indem nun der Redner da⸗ 
mit auch eine frühere Aeußerung des Abg. Kleiſt-Retzow in Verbin⸗ 
dung bringt, welcher den Wunſch und die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß man in dieſem Hauſe das Wort Völkerfreiheiten und ähnliche 
nicht zu oft werde wiederhallen hören, bemerkt er, daß ſeine und 
ſeiner Freunde Überzeugung ſei, daß das Volk die Abgeordneten 
hierher geſchickt habe, um feine Rechte zu wahren. (Lebhafte Bes 
wegung, Bravo uud Ziſchen, auf der Rechten ruft ſogar eine Stimme: 


„Hinaus!“) 
(Schluß morgen.) 


Locales ꝛc. 


poſen, den 18. Oktober. Die geſtrige Stadtverordne⸗ 
ten⸗Sitzung war für das Publikum von außerordentlichem In⸗ 
tereſſe, weshalb ſich denn auch eine zahlreiche Zuhörerſchaft zu der⸗ 
ſelben eingefunden hatte. Der Vorſitzende, Prof. Müller, theilte 
der Verſammlung mit, daß, dem Beſchluſſe der Stadtverordneten 
gemäß, die aus den Herren Kaatz, Altmann, Jaffé, Bres⸗ 
lauer und Müller zuſammengeſetzte Kommiſſton mit dem erſten 
Magiſtrats⸗Dirigenten, Herrn G. R. Naumann zuſammengetre⸗ 
ten fei und beſchloſſen habe: 1) Eine Petition an den Handels- 
Miniſter zu richten, mit dem Geſuch: die Pofen-Breslauer Eiſen⸗ 
bahn noch in die Zahl der auf Staatskoſten ſofort in Angriff zu 
nehmenden Gifenbahnbauten aufzunehmen; 2) ein Schreiben an 
den in Berlin weilenden Herrn Ober-Präſtdenten v. Beurmann 
zu richten, und ihn darin zur Unterſtützung des erwähnten Geſuchs 
aufzufordern, und 3) eine ausführliche Denkſchrift ausarbeiten zu 
laſſen, worin ſämmtliche Gründe, die für den Bau der Poſen— 
Breslauer Bahn ſprechen und namentlich ihren Vorzug vor der 
projektirten Weſtphäliſchen Bahn begründen, vollſtändig entwickelt 
ſeien. Dieſe Denkſchrift ſolle in 600 Exemplaren abgedruckt, da⸗ 
von 500 unter die Kammer⸗Deputirten, und der Reſt an die Ma⸗ 
giſtrate von Stettin und Breslau, an die dortigen Eiſenbahn⸗Di⸗ 
rektionen u. ſ. w. vertheilt werden. Der Prof. Müller las dar⸗ 
auf dieſe ſämmtlichen Schriftſtücke der Verſammlung vor, unter denen 
beſonders die Denkſchrift wegen ihrer Gründlichkeit die allgemeinſte 
Anerkennung fand. Die Petition wurde ſodann genehmigt und dem 
Magiſtrate zur baldigſten Abſendung übergeben. — Hierauf folgte die 
Verhandlung in Betreff der Errichtung einer Dispenſir-Anſtalt. Das 
Kommiſſtons⸗Mitglied Dr. Matecki hielt einen langen Vortrag 
zu Gunſten der Kommiſſions-Vorſchläge, welche dahin gingen: 
1) fünf oder ſechs beſoldete Armen-Aerzte anzuftellen, 2) eine ſtäd⸗ 
tiſche Armen-Apotheke zu errichten und 3) diejenigen Stadt-Armen, 
die der Wohlthaten freier ärztlicher Behandlung und Arzneiverab⸗ 
reichung ſich zu erfreuen haben ſollten, alphabetiſch zu verzeichnen, 
damit allen Uebergriffen vorgebeugt werde. Herr Matecki wies 
nach, daß ſeit dem 20 unbeſoldete Armen-Aerzte in Funktion ſeien, 
die Armen-Apotheken-Rechnung um faſt 2000 Thaler gewachſen 
ſei, weil theils Unberechtigte unter die Zahl der Armen aufgenom⸗ 
men, theils zu theure Arzneien verordnet, theils ſogar Schönheits⸗ 
mittel, wie Pomaden und dergleichen für erwachſene Töchter 
fogenannter Armen auf Stadtrechnung verſchrieben worden wä- 
ren. Gegen die Anträge der Kommiſſion ſprachen Herr Mams 
roth und Herr Körber, welche nachzuweiſen ſuchten, daß die 
Aufſtellungen derſelben auf Täuſchungen hinausliefen; gegen den 
letzten Punkt des Kommiſſtonsantrages erklärte ſich auch Herr v. 
Crouſaz. Der Vorfigende ſtellte die Frage, ob bei den vorhan⸗ 
denen Apotheken die Errichtung einer Armenapotheke geſetzlich noch 
zuläſſig ſei, welche Frage von den Herren Körber und Jonas 
verneint wurde. Nach einer langen ſehr lebhaft geführten Debatte 
wurde der Schluß verlangt und angenommen. Der Vorſitzende 
erklärte, daß die anweſenden 3 Herrn Apotheker nach der geſetzlichen 
Vorſchrift ſich des Mitſtimmens zu enthalten hätten, weshalb er 
auch bereits drei Stellvertreter habe herbeirufen laſſen. Bei der 
hierauf erfolgten Abfiimmung wurden die drei Vorſchläge der 
Kommiſſton nach einander mit größter Stimmenmehrheit angenom⸗ 
men. — Hierauf entwickelt der Vorſitzende, Prof. Müller, ſeinen 
ſchon in der letzten Sitzung geſtellten Antrag, wegen Umgeſtaltung 
des geſammten Einquartierungsweſens und führte den Beweis, daß 
die Unterbringung des Heeres eine allgemeine Staatslaſt fei 
und von allen Staats-Angehorigen getragen werden müfle- 
Das jetzige Einquartierungs- und Zwangsvorſpannweſen, ſei mit 
dem Grund⸗Prinzip eines conſtitutionellen Staats unvereinbar, die 
Staatslaſten müßten einer gleichmäßigen gerechten Vertheilung une 
terliegen und demzufolge die Quartiergeber vollſtändig un 
nicht wie bis jetzt, durch ein Schein-Nequivalent entſchädigt 
werden. Derſelbe las ſodann die von der Commiſſion (aus dem 
Vorſieher, den Herren Szymanski und Körber, und dem Stadt⸗ 
rath Herrn Dähne beſtehend ) entworfene Petition an beide Kam⸗ 
mern vor, die dann einſtimmig genehmigt und dem Magifitat zur 
Beförderung übergeben wurde. Hiernächſt hielt Herr Müller 
einen längeren Vortrag in Betreff der angeblich vom Gouverne⸗ 
ment beabsichtigten Zerſtückelung der Provinz, Er theilt mit, daß 
die Stadtverordneten dieſen Gegenſtand bereits in 89 5 d 
fentlichen Sitzung beſprochen und füt, ſo wichtig erkannt hätten, 
daß eine Commiſſion, die Herren Müller und Kaatz ernannt wor⸗ 
den wäre, um eine gegen jede etwaige Zerſtückelung des 
Provinz gerichtete Petition an die Kammern zu entwerfen, 
die Kommiſſton hätte ſich dieſem Geſchäft auch unterzogen. Der Red⸗ 
ner ſetzte nun alle Rachtheile auseinander, die unſerer Stadt ſowohl aur 


einer Zerſtückelung der Provinz, wie fie angeblich im Werke fei, als 
auch durch Vollziehung der projektirten Demarkation, die jetzt 
ihre frühere politiſche Bedeutung gänzlich verloren, erwachſen müß- 
ten, und erklärte ſich im Intereſſe der Einwohner Poſens entſchie⸗ 
den gegen die eine, wie gegen die andere. Er theilte dar⸗ 
auf der Verſammlung mit, daß das andere Keommiſſtonsmitglied, 
Herr Kaatz, in ſofern nicht mit ihm einverſtanden ſei, als er die 
Demarkationsfrage aus ſpäter von ihm ſelbſt zu entwickelnden 
Gründen gar nicht berührt wiſſen möchte. Herr Kaatz ſuchte nun 


ſeine Anſicht — Uebergehung der Demarkationsfrage — zu be⸗ 


gründen. Herr Matedi erklärte ſich mit der Petition einverflan- 
den, verlangte jedoch einen Fortlaſſungs-Paſſus, den er für poli⸗ 
tiſchen Inhalts erkennen müſſe. Herr v. Crouſaz ſprach gegen 
die Petition, theils weil über eine Veränderung in der Begrenzung 
Deutſchlands, wie der beregte Gegenſtand ſie involvire, nicht in 
Berlin, ſondern etwa nur in Frankfurt verhandelt werden könne, 
theils weil es noch an den nöthigen Vorlagen, als der feſten Baſts, 
worauf eine ſolche Petition gegründet werden könne, fehle. Herr 
Müller entgegnete ihm, daß die Beſchlüſſe über die Provinz un⸗ 
zweifelhaft in Berlin und nicht in Frankfurt gefaßt werden wür— 
den, und ein Aufſchieben des Antrags, bis die erwähnten Vorla— 
gen vorhanden ſeien, nur die Folge haben könnte, daß die Petition 
zu ſpät käme. Es wurde hierauf mit großer Majorität beichlof- 
ſen: 1) daß die Petition an die Kammern abgeſandt; 2) daß der 
von Hrn. Matecki bezeichnete Paſſus geſtrichen, und 3) daß nach 
dem Antrage des Herrn Kaatz die Demarkationsſrage unberührt 
bleiben ſolle. — Zum Schluſſe trug Hr. v. Crouſaz das ausführ⸗ 
lich motivirte Kommiſſionsgutachten über die ſofortige Errichtung 
eines Gewerberathes in Poſen vor, dem die Verſammlung eine 
ſtimmig beitrat. Schluß der Sitzung um 7 Uhr. 

* Bromberg, den 15. Oktober. Der Donner der Kano— 
nen weckte uns heute aus dem Schlafe, denn ſchon bei anbrechen— 
dem Morgen ertönten 101 Kanonenſchüſſe unſerer Artillerie, die 
der Feier des Geburtstages unſers Königs galten; ſchon vorher 
hatten die ſämmtlichen Tambours des 4. und 21. Regiments die 
Reveille geſchlagen. Sämmtliche Civil- und Militärbehörden, von 
Sr. Erellenz dem Herrn Generallieutenant v. Wedell dazu einge— 
laden, vereinigten ſich um 94 Uhr auf dem Markte, um in Ge— 
meinſchaft mit den hier aufgeſtellten Truppen unſerer Garniſon 
Sr. Majeſtät ein dreifaches donnerndes Hoch darzubringen, wor— 
auf der Parademarſch erfolgte. Darnach begaben ſich ſämmtliche 
Behörden nach der katholiſchen und hierauf nach der evangeliſchen 
Kirche, um im Verein beider Confeſſtonen dem Gottesdienſte beider 
beizuwohnen. Um 2 Uhr war in der Loge großes Diner, wobei 
die Geſundheit Sr. Majeſtät unter dem Donner von 54 Kanonen» 
ſchüſſen (eben ſo viele Lebensjahre zählt der König) ausgebracht 
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wurde. Abends hatte die Reſſource einen großartigen Ball veran⸗ 
ſtaltet; auch die Soldaten hatten compagnieweiſe ihre Tanzver⸗ 
gnügen, welche bei der Größe der hieſigen Garniſon ſo zahlreich 
waren, daß man wegen Tanzſälen in Verlegenheit war und in einem 
Stadttheil ſogar ein Schullocal dazu einrichten mußte. Abends 
prangte die Stadt in herrlicher Beleuchtung, und Viele ſchloſſen 
dies Feſt erſt in ſpäter Nacht. 


Muſikaliſches. N 

Allen Verehrern der Tonkunſt wird die Nachricht gewiß nicht 
unwillkommen ſein, daß uns demnächſt der Genuß eines Conzerts 
bevorſteht, das durch die Mannichfaltigkeit der auszuführenden Com⸗ 
pofitionen, wie durch das Zuſammenwirken der ausgezeichnetſten 
muſikaliſchen Kräfte das Intereſſe in hohem Grade in Anſpruch zu 
nehmen geeignet iſt. Alle Muſtkfreunde Poſens, die nicht erſt feit 
wenigen Jahren hier wohnen, wiſſen, welche ausgezeichnete Sän— 
gerin einft Frau Lechner war, und wie fie ſpäterhin durch ih⸗ 
ren allgemein anerkannten trefflichen Gefangunterricht viel zur För— 
derung der Tonkunſt in unſerer Stadt beigetragen hat. Sie wer— 
den daher der einſt ſo wackeren Künſtlerin gern einen Beweis ihrer 
Anerkennung durch zahlreichen Beſuch des in den nächſten Tagen 
von ihr zu gebenden Conzerts liefern, das durch die ausgeztichnet— 
ſten Dilettanten in unſerer Stadt uns einen ſeltenen Kunſtgenuß 
verſpricht. Wir glauben, daß dieſe Andeutung hinreicht, um der 
braven Conzertgeberin ein fo volles Haus, wie wir es ihr von Herzen 
wünſchen, zu verſchaffen. r. 


Verantw. Redakteur: C. H. E. Violet. 
Markt⸗ Berichte. 
Berlin, den 17. Oktober. 

Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach 
Qualität 52 — 58 Rihlr. Roggen loco und ſchwimmend 26 — 28 
Rihlr., pr. Oktober, Oktober / November und Novbr./Dechr. 261 
Rthlr. Br., 26 bez. u. Gld., pr. Frühjahr 28 a 284 Rihlr. bez., 
28 Br., 284 Gld. Gerſte, große loco 24 — 26 Kthlr., kleine 
18 — 22 Rthlr. Hafer loco nach Qualität 15 17 Rihlr., pr. 
October 48pfünd. 15 Mihlr. Br., 143 G., 50pfünd. 16 Rthlr. Br., 
154 Gld., pr. Frühjahr 48pfünd. 16 Rthlr., 50pfünd. 17 Rthlr. 
Rüböl loco 153 Rthlr. Br. u. G., pr. Oktober 154 a 154 Rthlr. 
verk., pr. Okt /Novbr. 154 a 15 Rihlr verk., 151 Br., Novbr. / 
December 1572 a 15 Rtbir. verk. u. Br., Decbr/ Jan. 15 Rthlr. 
verk, 144 Br., Jan. Februar 15 Rthlr. verk., 145 Br., Februar / 
15 Rthlr. verk., 144 Br., März April 143 Rihlr. verk., 144 Br., 
April/Mai 144 Rthlr. bez. u. Vr. Leinöl loco 124 Rthlr. Br., 
Lieferung pr. Oktbr. — Dechr. 124 a 121 Kthlr., pr. Frühjahr 121 


2 12 Kthlt. Mobnöt 153 à 15 Riblr. Hanföl 133 Kiblr. Palmöl 
121 Rthlr. Südſcethran 124 Rtplr. — 

Spiritus loco ohne Faß 144 Rthlr. bez., mit Faß pr. Si 
147 Rthlr. Br., 144 bez. u. G., Okt. /Novbr. und Novbr. D — 
14; Nihlr. bez. u. Br., pr. Frühjahr 152 a Z Rthlr. bez, 158 Dr., 
154 G. 


Berliner Börse. a 


er Den 16. October 1849. | Zinst.| Brief. Gele. 
Preussische freiw. Anleihe... .....2...... 5 rap: Mi 
Staats-Sehuldschei nenn 31 | 89 1 
Seehandlungs-Prämien-Scheine. ene. — 1014 7 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. .......... 33 862 
Berliner Stadt- Obligationen. 15 10314 
Westpreussische Pfandbrie ken 2 90 | = 
Grossh, Posener ere 4 — 7 
5 ee 33 — * 
Ostpreussische nN en die 31 — 2 
Pommersche n 34 954 5 
PFF 31 96 
Schlesische r 31 951 — 
x Ve Staat garanı. D. Be 022 31 — 2 
Preuss. Bank-Antheil- Scheine — — 97 
eee 9% ie A DE REN — 1377 1 
Andere Goldmünzen A 5 Rthlr. ... 2.2 2 2222.. — 123 | 12 
U Ä—²˙³ w-» •P2Pm̃7˙ B an et ne ae ee — — u 
Eisenbahn-Actien (voll. eingez.) 
Berlin Aenne ... . 4 94 
. F 14 — | 
e eee en, | 4 — 780 
5 ofs e N. IRA 44 — 98 
Berlin-Potsdam-Magdebbbbbd .. 4 — 64 
» » Prior. d 4 — 92 
» » REEL 5 — 1100 } 
Bin e 4 — 100 
Z a N Eee 34 | 945 | 94 
» Priorität A e 4 100 | 9% 
Magdeburg-Halberstädteer·r 4 (— ar 
Niedersehles,-Märkische -..... 2. oes con 33 — 84 
» BRIOTNAIBEN nina sau tue er, 4 = 9 
= nne 5 1 1024 
» *I, Serie ARU 1% 5 — 101, 
Ober-Schlesische Litt. M...... 3} — 1063 
MS, een 33 — 104 
DDD ˙ ˙ UAA — — 2 
» eee, a | 4 — 791 
» Porn et a N | 4 — — 
» » v. Staat garantirt 33 — — 
Thüringen. e 0 St a dee re aa 4 6941 — 
e ea a 31 — 847 


Druck und Verlag von W. Decker K Comp. in Poſen. 
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Stadt⸗Theater in Poſen. 
Freitag den 19. Oktbr.: Das alte Syſtem 


und der Fortſchritt, oder: Die Großjfäh⸗ 


rigkeits-Erklärung: Original⸗Luſtſpiel in 2 
Abtheilungen von Bauernfeld. — Hierauf: Köck 


und Guſte; Vaudeville in I Akt von Friedrich. 


Die Mitglieder des unterzeichneten Vereins 
werden zu einer General-Verſammlung auf den 
20ſten Oktober Nachmittags 5 Uhr im 
Sitzungsſaale der hieſigen Regierung zur Wahl 
eines neuen Vorſtandes eingeladen. Zugleich wird 
der Jahresbericht vorgetragen und die Rechnung 
für das verfloſſene Jahr zur Abnahme vorgelegt 
werden. 

Poſen, den 13. Oktober 1849. 

Der Vorſtand des Vereins für die Armen und 
Nothleidenden der Stadt Poſen. 


Bekanntmachung. 
Da in dem am 28ſten v. Mts. angeſtandenen 
Verkaufs⸗Termine für die bei der Dismembration 
des Domainen-Vorwerks Bogdan o wio bei 
Obornik, 
(ef. No. 243. des Preuß. Staats-Anz. p. 1849, 
„205. der Poſener 


; 205. = Ba Zeitung dto. 
3 37. des Poſener | 
5 38. = Bromberger ehe dto. 


neu gebildeten Etabliſſements, 
No. 2. von 378 Mrg. 171 UK., 
3. 20 18 
zum Tarpreife von reſp. 7330 Rihlr. 1.5610 
Rthlr. einſchließlich der zu translociren— 
den Gebäude und der Antheilsrechte an 
den Schul- u. Schulzenamts-Dotationen 
der Zuſchlag nicht ertheilt worden iſt, ſo haben 
wir einen neuen Licitations-Termin : 
auf den Zlften Oktober d. J. Vormit⸗ 
tags 9 Uhr im Marquardtſchen Gaſt⸗ 
hofe zu Obornik, 
vor dem Regierungs⸗Rath Schnell angeſetzt. Zu 
dieſem Termine werden zahlungsfähige Kaufluſti— 
ge, welche fofort ein Zehntheil ihres Gebots als 
Kaution zu erlegen vermögen, mit dem Bemerken 
eingeladen, daß die Veräußerungs⸗Vedingungen 
nebſt Zubehör, ſo wie die Karte und das Einthei⸗ 
lungs⸗Regiſter von den beiden Etabliſſements auf 
dem Landraths-Amte zu Obornik, und mit Aus⸗ 
ſchluß der Vermeſſungs⸗Dokumemte auch auf dem 
Landraths-Amte zu D amter, den Rentämtern 
zu Ro gafen und Birnug und in unſerer 
Domainen-Regiftratur zur Einfigt ausliegen. 
Poſen, den 1. Oktober 154 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Dom. u. Forſten. 


Bekanntmachung: 
Zum Verkaufe der in dieſem Jahre ausgeſon⸗ 
derten alten Papiere haben wir einen Termin auf 
den 25ſten d. Mts. Nachmittags um 3 Uhr 
gor dem Kanzlei-Rath Wygnanki in unſerem 


0 


Geſchäfts-Lokale anberaumt, wozu Kaufluſtige 
hiermit vorgeladen werden. 

Poſen, den 12. Oktober 1849. 

Königl. Appellationsgericht. 
Königliches Kreis-Gericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung — für Civilſachen. 
Poſen, den 16. September 1849. 

Vor dem Lokale des unterzeichneten Gerichts 
follen mehrere im Wege der Exekution abgepfän- 
dete Möbel, auch ein Flügel, durch den Herrn 
Referendarius Lewandowski im Termine 

den 21ſten Oktober c. Vormittags 10 Uhr 
an den Meiſtbietenden gegen gleich baare Zah— 
lung verkauft werden. 

Der Richter. 


1 

Auktion. 

Wegen Verſetzung von hier ſollen in den bei⸗ 
den Häuſern Königsſtraße No. 21. und Mühlen⸗ 
ſtraße No. 12. mehrere gut erhaltene Möbels von 
Mahagoni- und anderem Holz, fo wie auch Por- 
zelan, Glas, nebſt verſchiedenen Gegenſtänden 
zum Gebrauch, und zwar: 

1) Montag den 22ften Oktober Vormit⸗ 
tags von 10 Uhr ab im Fichtnerſchen 
Hauſe, Mühlenſtraße No. 12. im 3. Stock, 
1 Glasſchrank, 1 Spieltiſch, 1 Trümeau, 
6 Stühle von Mahagoni, 1 Wäſcheſchrank, 
1 Klapptiſch und 2 Kommoden ꝛc. von moder- 
nem Holz, nebſt Haus- und Küchengeräthe; 

2) Dienſtag den 23ſten Oktober im 
Haufe Königsſtraße No. 21., I ganz moder⸗ 
nes vorzüglich ſchönes Sopha, 2 geſtickte 
Seſſel und Tabourets, 1 Schreibſecretair, 
1 Spieltiſch, 1 gut erhaltener Flügel, nebſt 
mehreren andern Sachen 

gegen gleich baare Zahlung öffentlich verſteigert 
werden. Anſchütz. 


Brennholz-Verkauf. 
Es ſollen: 
Mittwoch den 24. Oktober c. im 


Wirthshauſe zu Zielonka, aus den Zie 


lonker, Dabrowker, Glembocztker 
und Steczewker Forſten: Eichen -„ Bir⸗ 
ken⸗„Espen- und circa 430 Klafter Kiefern 
Kloben, dergleichen Knüppel und Stubben, 
auch Kiefern Stangenbaufen und 362 Hau⸗ 
fen weiches Reiſtg in kleinern und größern 
Quantitäten; 

IJ. Donnerſtag den 25. Oktober c. im 
Forſthauſe Jezier ce, bis wohin die Chauffee 
nach Gneſen führt, circa 280 Klaftern 
Kiefern Kloben und dergleichen Stubben; und 

III. Dienſtag den 30. Oktober c. im 
Forſthauſe Promno bei Pudewitz, circa 
60 Klaftern Kiefern-Kloben und 24 Klaftern 
dergleichen Stubben, 

überall von 10 Uhr Vormittags ab bis 2 Uhr 
Nachmittags gegen gleich baare Bezahlung im 
Wege des Meiſigebots verkauft werden. 

Zielonka, den 29. September 1849. 

Der Königliche Oberförſter Stahr. 


Brennholz-Verkauf. 

Im Kigeziner Forſt, 3 Meile rechts von 
Gaj (erfte Poſtſtation) Berliner Chauſſee, fliehen 
folgende ſtarkklobige, trockene Brennholz— 
Gattungen zum Verkauf. Die Preiſe für die 
große Waldklafter ſind: 

3 Rihlr. 2 Sgr. für birkene Kloben, 
2 Rthlr. 17 Sgr. » eihene dto., 
1 Kthlr. 7 Sgr. Stubben. 

Eichen- und Birken⸗Klobenklaftern ſind auch 
zu gleichen Preiſen im Gajer Forſt (LM. links 
von Gaj) zu haben. 

Anweiſungen können bei Leyſer Jaffe, Ger: 
berfiraße No. 19., in Empfang genommen wer⸗ 
en; auch find die Förſter zum Verkauf autorifirt. 


Ritte nicht zu 


überſehen! Et 


Der Werkmeiſter einer bedeutenden Leinenfabrik aus Courtray in 


Belgien ſieht ſich veranlaßt, 


während des hieſigen Jahrmarkts einige zur Zeit der Meſſe nach 


Leipzig für Ruſſiſche Kaufleute beſtimmten und wegen FFalliſſement derſelben nicht abgenommenen Ki— 
ſten, in welchen ſich eine bedeutende Quantität feiner Brabanter Hausleinen, à 54 Brabanter oder 
72 hieſige Ellen, fo wie feine Holländiſche Leinen in Stücken von 60 und 62 hieſige Ellen, Tiſch⸗ 
zeuge in Damaſt und Drell, leinene und battiſt⸗leinene Taſchentücher, Handtücher aller Arten und 
verſchiedene andere Gegenſtände ſich befinden, auf Antrag ſeines Hauſes ſo ſchleunig als möglich zu 


veräußern. 


Obgleich unangenehm, durch ſolche hier in Deutſchland ſchon zur Mode gewordene Anzei⸗ 
gen zu meinem Ziele gelangen zu müſſen, fo ſehe ich mich doch dazu genöthigt, da die Waaren 
wegen nicht angebrachter Blombe zu meiner Fabrik nicht wieder retour gehen können, und ich die von 
meinem Hauſe verlangten Rimeſſen und das darauf gezahlte Angeld ſo ſchleunig als möglich einſenden muß, 
ämmtlich hier habende Waaren um noch mehr als 40 Procent unter dem jetzt ko⸗ 


ſtenden Fabrikpreis fortzugeben. 


Oerrſchaften und Geſchäſtstreibende erhalten bei größeren Einkäufen noch 4 Procent Rabatt. 


Die Preiſe ſämmtlicher Waaren find in No. 240. dieſes Blattes nachzuſehen, 


und werden 


jetzt wegen baldiger Abreiſe die Waaren zu jedem nur annehmbaren Gebot fortgegeben. 


e, Werkmeiſter. 


. L. Sa 
Das Verkaufs-Lokal befindet ſich in der Wilhelmsſtraße im Hötel 1 Wende Zimmer No. 3. 


routinirt, auch mit dem Br 


Ein wiſſenſchaftlich gebildeter, unverheirathe⸗ 
ter Mann, welcher im Rechnungsfache, der DA 
mainen- und Polizei⸗Verwaltung vollkommen 


5 ennerei- u i ti⸗ 
Betriebe vertraut it, und ſowohl dur Ziegel 7 


zeichnete Atteſte, wie durch ſeinen gegenw. Pris 
zipal ſehr empfohlen wird, ſucht eine Anſtellusg 
als Fabrik- Buchhalter, Rechnungs führer“ Der 
mainen-Aktuarius oder Rentmeiſter zc., und der 
theilt hierauf Reſlektirenden die Expedilion ft 
Norddeurfchen Zeitung in Stettin nähere Auskunft. 


Ein Kapital von 266,000 Rthlr. Preuß. Cour 
kann man durch Anlegung von 8 Kthlr. Pr. Con 
erlangen. Die Bedingungen dieſerhalb ertheilt 
das Büreau von Joh. Poppe in Lübet 

BR. 1 zu -_ — 


eee 
Einem geehrten Publikum die ergebene 
Anzeige, daß ich in meinem Hauſe, Frie⸗ 
drichsſtraße No. 36. vis-A-vis der Pofluhr, 


eine Gasätherfabrik 


1 eröffnet habe, und das Quart Gas beſter 
9 
| 


eo 


Qualität a 84 Sgr., größere Quantitäten 
billiger verkaufe. 


Moritz Pincus, Deftillatenr. 


Wohnung von der Gerberſtraße No. 51. nach def 
ſelben Straße No. 14. in das v. Potockaſcht 
Haus verlegt habe. Ich empfehle mich zugleich 
zur Anfertigung von Kirchen- und Wagenbefchld 
gen und anderen Gürtlerarbeiten. 
Adolph Ziegler, 
Gürtler und Bronceur. 


Für Gartenfreunde. 


Obſtbäume, Parkhölzer und Ziersträucher, 
wie Hyacinthen, Tulpen und andere Blumen 


zwiebeln ſind billig zu haben bei 
H. Barthold, Königsſtraße 6/7 


Breslauerſtraße Nro. 22. eine Trepf! 
hoch iſt eine Wohnung von zwei heizbaren S 


ben ſogleich zu vermiethen. ‘ 
en ee 


Importirte und Bremer Cigarren 


empfiehlt billigſt 
Colo sseumı. 


Heute Freitag den gien Oktober: Mun 
liſche Abend⸗Unterhaltung nebft = 6 
Abendbrod, wozu ergebenſt einladet Peiſe 


